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(Nr. 4087.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Auguſt 1854., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee 
von Hettſtedt bis zur Anhalt-Deßauſchen Grenze in der Richtung auf 
Sandersleben. 5 : 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Hettſtedt, im Mansfelder Gebirgskreiſe des Regierungsbezirks 
Merſeburg, bis zur Anhalt-Deßauſchen Grenze in der Richtung auf Sanders⸗ 
leben Seitens des Mansfelder Gebirgskreiſes genehmigt habe, beſtimme Ich 
hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unter: 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich 
will Ich dem gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßi⸗ 
gen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach 
den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vor⸗ 
ſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Putbus, den 30, Auguft 1854, 


Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel 
v. Bodelſchwingh. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 4854. (Ir. 40874088. 5 76 (Nr. 4088.) 
Ausgegeben zu Berlin den 14. Oktober 1854. 
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(Nr. 4088.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. September 1854., betreffend die den Kreiſen Kroto— 
ſchin und Pleſchen bezuͤglich des Baues und der Unterhaltung der 
Chauſſee von Kozmin nach Jarocin und von Kozmin über Dobrzyce nach 
Pleſchen bewilligten fiskaliſchen Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Frei: 
ſen Krotoſchin und Pleſchen, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten Bau 
einer Chauſſee von Koßmin nach Jarbein und von Kozmin über Dobrzyce nach 
Pleſchen genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Stra⸗ 
ßen zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den gedachten Kreiſen 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffeegeld-Tarifs, einſchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſon⸗ 
ſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen 
zur Anwendung kommen. 


‚Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen f 
Kenntniß zu bringen. 


Putbus, den 4. September 1854. 
Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel 
9. Bodelſchwingh. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr, 4089.) 
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(r. 4089.) Statut des Duisburger Sommer⸗Deichverbandes. Vom 6. September 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


ö Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Nie⸗ 
derung zwiſchen dem Rhein und der Ruhr bei Duisburg Behufs der gemein⸗ 
ſamen Anlegung und Unterhaltung eines Deiches gegen die Ueberſchwemmun⸗ 
gen des Rheines und der Ruhr zu einem Deichverbande zu vereinigen und 
nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, 

genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen 
vom 28. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1848. 
Seite 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Sommer-Deichverband Duisburg“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


H. 1. 


Die in der Niederung nordweſtlich von der Stadt Duisburg, außerhalb umfang und 
der Deichlinie des Rheinkanals und des Ruhrkanal⸗Baſſins belegenen, auf der Heichverban⸗ 
von dem Geometer Schrameier im Jahre 1846. entworfenen und vom Waſſer⸗ des. 
bau⸗Inſpektor Jacobiny im Jahre 1849. revidirten, im Archive der Regierung 
zu Duͤſſeldorf hinterlegten Deichſchau-Karte innerhalb der mit blauer Farbe 
punktirten und mit den Nummern 1. bis 58. bezeichneten Linie liegenden Grund⸗ 
ſtücke in der Gemeinde Duisburg werden, um fie gegen den Ruͤckſtau des 
Rheins bei 20 Fuß Waſſerhoͤhe am neuen Ruhrorter Rheinpegel und gegen 
Sommer⸗Inundationen durch Ruhrfluthen zu ſchuͤtzen, zu einem Sommer⸗-⸗Deich⸗ 
verbande vereinigt. 

Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu 
Duisburg. 


H. 2. 


Dem Deichverbande liegt es ob, den an der oͤſtlichen Grenze des Deich⸗ 
polders bereits vorhandenen, auf 22 Fuß Ruhrorter Pegelhoͤhe angelegten 
Sommerdeich, ſowie die an der noͤrdlichen Grenze, wo nicht die Terrainhoͤhe 
die Abdeichung unnoͤthig macht, ebenfalls bereits vorhandenen, eben ſo hoch 
angelegten Sommer -⸗Deichſtrecken auf dieſer Höhe zu erhalten, fie aber bis zu 
ſechs Fuß Kronenbreite zu verſtaͤrken und nach beiden Seiten mit drei Fuß auf 
Einen Fuß Hoͤhe abzuboͤſchen. 

An der ſuͤdlichen Seite des Polders wird derſelbe durch die waſſerfreien 

Daͤmme des Ruhrkanal-Baſſins und des Rheinkanals und an der weſtlichen 
Seite durch die Terrainhoͤhe geſchuͤtzt. Dieſe wird jedoch durch einzelne nie⸗ 
drigere Stellen unterbrochen, welche durch kurze Felddeiche in Form von nie⸗ 

(Nr. 4089.) 76 * drigen 


Verpflichtun⸗ 
9 


9 
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drigen Deichkahden geſchuͤtzt werden. Der Deichverband hat dieſe auf eine 
Kronenbreite von zwei Fuß mit zweifuͤßiger Boͤſchung zu erhalten, beziehungs⸗ 
weiſe herzuſtellen. ö a 


H. 3. 


Der Deichverband iſt gehalten, den bereits vorhandenen, das den Grund— 
ſtuͤcken der Niederung ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufnehmenden und in die Ruhr 
ableitenden Hauptgraben, den ſogenannten „Deichgraben“ zu unterhalten, noͤ⸗ 
thigenfalls auch noch andere Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. Das 
Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des Deichhaupt⸗ 
manns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. i 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Aufnahme 
des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu verlangen. 


Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden Punk⸗ 


ten geſchehen. Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache 
der nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


H. 4. 


Der Deichverband hat die in dem Sommerdeiche (H. 2.) bereits vorhan⸗ 
dene Auslaßſchleuſe zu unterhalten, noͤthigenfalls auch neue Auslaßſchleuſen fuͤr 
die Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. 

§. 5. 
Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtung 


ee der Deichgenoſſen, fondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deich- 


Deichamt. 


kaſſe ausgefuͤhrt. Die erforderlichen Geldmittel zu den Arbeiten und zu den 
ſonſtigen Ausgaben der Deichkaſſe, insbeſondere auch zur Verzinſung und Til⸗ 
gung etwa kontrahirter Schulden des Deichverbandes haben die Deichgenoſſen 
durch Beitraͤge aufzubringen. Als Beitragsfuß wird der Kataſtral⸗Reinertrag 
der zum Deichverbande gehörenden Grundſtüͤcke angenommen, ſo daß die Bei⸗ 
traͤge von ſaͤmmtlichen Grundſtuͤcken nach dem Deichkataſter in gleichen Pro⸗ 
zenten von ihrem Kataſtral⸗Reinertrage zu entrichten find, 8 


§. 6. 


Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Deich- und 
Entwaͤſſerungs⸗Anlagen, ſowie zur im H. 2. gedachten Verſtaͤrkung und beſſern 
Abboͤſchung der vorhandenen Deiche wird fuͤr jetzt auf jaͤhrlich ſechs und zwei 
Drittel Prozent oder zwei Silbergroſchen von jedem Thaler des Kataſtral⸗ 
Reinertrages feſtgeſetzt und die Hoͤhe des anzuſammelnden Reſervefonds auf 
dreihundert Thaler beſtimmt. | 


| 9. 5 
Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird Mi 
fün 
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fuͤnf feſtgeſetzt. Vier derſelben werden von den Deichgenoſſen gewaͤhlt, das 
fünfte Mitglied iſt der Buͤrgermeiſter von Duisburg, welcher ſich aber einen 
ſeiner Beigeordneten auf Widerruf ſubſtituiren darf. 


F. 8. 


Die nach $. 7. zu waͤhlenden vier Mitglieder des Deichamtes werden 
von den Meiſtbeerbten unter den Deichgenoſſen, d. h. von denjenigen Deich⸗ 
genoſſen, deren zum Deichverbande gehörende Grundſtuͤcke einen Kataſtral⸗ 
Reinertrag von mindeſtens funfzehn Thalern haben, durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit und ohne Eintheilung der Waͤhler in Klaſſen, auf Deicherbentagen 
gewaͤhlt und ebenſo vier Stellvertreter. 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte 
aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
weiden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt 
werden. 

Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat und nicht Un⸗ 
terbeamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhören der Waͤhlbarkeit verliert 
die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich 
Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, 
ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. d 8 


§. 9. 


Stimmfaͤhig bei der Wahl iſt jeder großjährige Meiſtbeerbte ($. 8. vor⸗ 
ſtehend), welcher mit feinen Deichkaſſenbeitraͤgen nicht im Ruͤckſtande iſt und 
N 1 der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtheil ver⸗ 
oren hat. ö 

Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere juriftifche Perſonen, des⸗ 
gleichen Frauen und Minderjährige haben, ſofern ſie Meiſtbeerbte ſind, Stimm⸗ 
recht und duͤrfen daſſelbe durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte ausuͤben. N 

Andere Meiſtbeerbte, welche ihre deichpflichtigen Grundſtuͤcke nicht ſelbſt 
bewirthſchaften, koͤnnen ebenfalls ihre Zeitpaͤchter, ihre Gutsverwalter, oder 
einen anderen ſtimmfaͤhigen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimmrechts 
bevollmaͤchtigen. 

Gehoͤrt ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


$. 10. 


Die Liſte der Waͤhler wird mit Huͤlfe des Gemeindevorſtandes von dem 
Deichhauptmann und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von einem Kommiſſa⸗ 
rius der Regierung aufgeſtellt, welche auch den Wahlkommiſſar ernennt. 


(Nr. 4089.) Die 


gen. 
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Die Liſte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren 
zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Waͤhrend dieſer Zeit 
kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem 
Wahlkommiſſarius erheben. Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen und die 
Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte und, bis dieſes gewaͤhlt ſein wird, 
der Regierung zu. 

Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver—⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 

meindewahlen analogiſch anzuwenden. 


H. 11. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
betreffenden Deichamtsmitgliedes deſſen Stelle ein und tritt fuͤr daſſelbe ein, 
wenn es waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den zum Deichverbande gehoͤrenden 
Grundbeſitz aufgiebt, oder ſeinen bleibenden Wohnſitz außerhalb der Gemeinde 
Duisburg verlegt. N 


$. 12. 


Allgemeine Die allgemeinen Beſtimmungen für kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
Bestimmun- vom 14. November v. J. (Gefeß- Sammlung vom Jahre 1853. Seite 935.) 
find für den Duisburger Sommer ⸗Deichverband gültig. 


H. 13. 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Putbus, den 6. September 1884. 5 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den Miniſter fuͤr landwirth⸗ 


; ſchaftliche Angelegenheiten. 
v. d. Heydt. Simons. In deſſen Abweſenheit; 


o de. 


(Nr, 4090.) 
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(Nr. 4090.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. September 1854., betreffend die Annahme der 
Schuldverſchreibungen der zur Beſtreitung der Koſten fuͤr den Bau der 
Oſtbahn, der Weſtphaͤliſchen und der Saarbruͤcker Eiſenbahn aufgenom- 
menen Staatsanleihe von fuͤnf Millionen Thaler und der in Gemaͤßheit 
des Geſetzes vom 20. Mai 1854. (Geſetz-Sammlung S. 313.) aufge⸗ 
nommenen Staatsanleihe von funfzehn Millionen Thaler als pupillen⸗ 
und depoſitalmaͤßige Sicherheit. 


* 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 6. d. M. beſtimme Ich, daß 
die Order vom 3. Mai 1821. (Geſetz⸗Sammlung ©. 46.), betreffend die An⸗ 
nahme von Staats⸗Schuldſcheinen als pupillen⸗ und depoſitalmaͤßige Sicherheit, 
auf die in Folge Meines Erlaſſes vom 14. März 1853. (Gefeß- Sammlung 
S. 88.) und in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 437.), betreffend den Bau der Oſtbahn, der Weſtphaͤliſchen 
und der Saarbruͤcker Eiſenbahn, aufgenommene Staatsanleihe von fuͤnf Millio⸗ 
nen Thaler, imgleichen auf die nach Meinem Erlaſſe vom 17. Juni d. J. (Ge⸗ 
ſetz Sammlung S. 316.) in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 20. Mai d. J. (Ge⸗ 
ſetz⸗ Sammlung S. 313.), betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Mi⸗ 
litairverwaltung für das Jahr 1854., ſowie die Beſchaffung der zur Deckung 
deſſelben erforderlichen Geldmittel, jetzt aufgenommene Staatsanleihe von funf⸗ 
zehn Millionen Thaler und die auf die gedachten Anleihen bezuͤglichen Schuld⸗ 
Verſchreibungen Anwendung finden ſoll. 


Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung bekannt zu machen. 


Putbus, den 9. September 1854. 

Friedrich Wilhelm. 

v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. o. Bodelſchwingh. 
Gr. v. Walderſee. Für 11 FT 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 1090-409.) (Nr. 4091.) 


* 
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(Nr. 4094.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Oktober 1854., betreffend die fernere Guͤltigkeit der 

5 i Beſtimmungen des F. 36. der Inſtruktion vom 30. Mai 1820, uͤber die 
Vertretung der vormals reichsunmittelbaren Fuͤrſten und Strafen in Pro: 
zeſſen, ſowie der Verordnung vom 3. Januar 1845, über die von den 
Haͤuptern der vormals reichsſtaͤndiſchen Familien in Prozeſſen uͤber ihre 
Domainen zu leiſtenden Eide. n 5 


f 1 mit den Antraͤgen im Berichte des Staatsminiſteriums vom 
30. September d. J. will Ich auf Grund des Geſetzes vom 10. Juni d. I., 
die Deklaration der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850, in Bezug 
auf die Rechte der mittelbar gewordenen Deutſchen Reichsfuͤrſten und Grafen 
betreffend (Geſetz⸗Sammlung S. 363.), und vorbehaltlich der zur Ausfuͤhrung 
deſſelben erforderlichen weiteren Anordnungen zur Beſeitigung der bei den Ge⸗ 
richtshoͤfen entſtandenen Zweifel hierdurch Folgendes beſtimmen: 


8 Durch die Vorſchrift des Art. 4. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Ja⸗ 
nuar 1850, find die Beſtimmungen des $. 36. der Inſtruktion vom 30. Mai 
1820. (Geſetz⸗Sammlung S. 81.) uͤber die Vertretung der vormals reichsun⸗ 
mittelbaren Fuͤrſten und Grafen in Prozeſſen durch ihre Domanial-, Rent⸗ und 
Verwaltungs⸗Behoͤrden, reſpektive⸗Beamten, ſowie die Beſtimmungen der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Januar 1845. uͤber die von den Haͤuptern der vormals reichs⸗ 
ſtaͤndiſchen Familien in Prozeſſen über ihre Domainen zu leiſtenden Eide (Ge⸗ 
ſetz Sammlung S. 37.) nicht aufgehoben; dieſelben ſind vielmehr von den Ge⸗ 
richtsbehoͤrden auch noch ferner als in Kraft beſtehend zu beachten. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 5 . i 


Bellevue, den 9. Oktober 1854, 


Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
rn a 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


